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1. Vorbemerkungen 

 

Der Verband Verkehrswirtschaft und Logistik Nordrhein-Westfalen e.V. (VVWL) ist der füh-

rende Unternehmer- und Arbeitgeberverband für Transport, Logistik, Spedition, Möbelspedi-

tion und Entsorgung in NRW. Wir vertreten rund 1.800 Mitgliedsfirmen, die über 170.000 Ar-

beitsplätze zur Verfügung stellen. Als nordrhein-westfälischer Landesverband des Bundesver-

bandes Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL), des Deutschen Speditions- und Lo-

gistikverbandes (DSLV) sowie des Bundesverbandes Möbelspedition und Logistik (AMÖ) set-

zen wir uns für die Interessen unserer Mitglieder ein. 

Nachfolgend kommentiert der VVWL den Antrag ausschließlich aus Sicht der Gütermobilität. 
 
 

2. Anmerkungen zum Antrag und Handlungsbedarfe 
 

Nordrhein-Westfalen ist das logistische Rückgrat Deutschlands. Rund ein Viertel der gesam-
ten deutschen Logistikprozesse werden hier auf den Verkehrswegen und in den Knoten abge-
wickelt. Unsere Mitglieder stehen für mehr als 180.000 Arbeitsplätze und sichern als Dienst-
leister für Industrie, Handel und Bevölkerung die Versorgungsketten des Landes. Die zentrale 
Lage im europäischen Verkehrsraum, die hohe Industrie- und Bevölkerungsdichte sowie das 
dichte Netz an Verkehrsverbindungen machen NRW zu einem Schlüsselstandort des Güter-
verkehrs – nicht nur national, sondern auch auf EU-Ebene, u.a. verlaufen wichtige Teile des 
transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-T) durch NRW.  

Kritische Situation der Infrastruktur in NRW / Handlungsbedarf 
 
Der VVWL teilt vollumfänglich die im Antrag der FDP-Fraktion Drs. 18/15914 vom 30.09.2025 
(im Folgenden: Antrag 18/15914) dargelegte Situationsbeschreibung zur Straßen- und Schie-
nen-Verkehrsinfrastruktur in Deutschland und speziell in NRW (inkl. Bundesverkehrswege) 
Dies gilt bezüglich Ihres Zustandes, des Sanierungsstaus und der -Bedarfe. Auch die Betrof-
fenheit der Unternehmen durch die Infrastrukturmängel und Staus sowie von NRW im Beson-
deren ist richtig wiedergegeben.  
 
Die Unternehmen in Deutschland spüren die Mängel der Verkehrsinfrastruktur immer stärker. 
Eine aktuelle Umfrage des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) zeigt: 84 Prozent der be-
fragten Unternehmen sehen ihre Geschäftstätigkeit durch marode Verkehrswege beeinträch-
tigt – ein Höchstwert seit Beginn der Erhebung 2013. Besonders betroffen sind mittelständi-
sche Betriebe. Nur noch 12 Prozent der Unternehmen mit 50 bis 249 Beschäftigten spüren 
keine Auswirkungen der Infrastrukturdefizite. Der größte Engpass bleibt dabei die Straßeninf-
rastruktur: 92 Prozent der Unternehmen berichten von Einschränkungen durch sanierungsbe-
dürftige oder überlastete Straßen. Doch auch Schiene und Wasserstraße zeigen deutliche 
Verschleißerscheinungen. Der Anteil der Betriebe, die durch marode Schieneninfrastruktur in 
ihrer Tätigkeit behindert sind, hat sich seit 2022 mehr als verdoppelt (Quelle: Thomas Puls / 
Edgar Schmitz, Wie stark beeinträchtigt der Zustand der Verkehrsinfrastruktur die Unterneh-
men in Deutschland?, IW-Trends 3/2025, Vierteljahresschrift zur empirischen Wirtschaftsfor-
schung, Köln 2025). 
 
Die nordrhein-westfälische Verkehrs- und Logistikwirtschaft als direkter Nutzer der Verkehrs-
infrastruktur ist hiervon sogar noch unmittelbarer und stärker betroffen. Umweg-Verkehre, 
Mehrausgaben für die Lkw-Maut, unzuverlässige Schienenverkehre, Zeitverluste und im Er-
gebnis unzureichende Planbarkeit selbst von sensiblen und komplexen Logistikketten 
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verursachen große Kosten. Sie erschweren die Versorgung von Bevölkerung und Industrie 
und die Wettbewerbsfähigkeit nachhaltig.  

Unzureichende Finanzierung in den Bundeshaushalten 2025 und 2026 und im Sonder-
vermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK) 

Wie groß der Nachholbedarf an Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur deutschlandweit tatsäch-
lich ist, zeigt ein jüngster Bericht des Bundesverkehrsministeriums: 243 Milliarden Euro wären al-
lein für den Aus- und Neubau der Schienenwege nötig, 196 Milliarden für die Straßen, 16 Milliarden 
für die Wasserstraßen. Verbaut wurde bislang nur ein Bruchteil davon. Die Diskrepanz zwischen 
Bedarf und Realität wächst trotz Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK). Bei 
einer Finanzierungslücke von 15 Milliarden Euro allein bei den Bundesfernstraßen bis 2029 sind 
selbst die hierfür zusätzlich in Aussicht gestellten drei Milliarden unzureichend. 

 
Am 14.11.2925 ist der Bundeshaushalt 2026 im Haushaltsausschuss des deutschen Bundes-
tages in der „Bereinigungssitzung“ abgestimmt worden. Die namentliche Schlussabstimmung 
in dritter Beratung über das Haushaltsgesetz 2026 erfolgt am 28.11.2025. Im Entwurf des Ein-
zelplans 12 des Geschäftsbereichs Bundesministeriums für Verkehr sind nach den dem VVWL 
am 26.11.2025 vorliegenden Informationen im kommenden Jahr Ausgaben in Höhe von 27,90 
Milliarden Euro (2025: 38,29 Milliarden Euro) vorgesehen. Das sind 317,31 Millionen Euro 
weniger als im Regierungsentwurf vom 15.08.2025 (BT-Drs. 21/600, Einzelplan 12). Die im 
Haushalt 2026 ausgebrachten Verpflichtungsermächtigungen belaufen sich auf 18,04 Milliar-
den Euro. Das sind 444,84 Millionen Euro mehr als im Regierungsentwurf. Das Ministerium 
bewirtschaftet zudem diverse Titel im Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität so-
wie im Klima- und Transformationsfonds.  
 
Mit den Vorschlägen aus dem Finanzministerium wurde auch eine Einigung der Koalition zur 
Finanzierung des Straßenbaus umgesetzt. Danach stehen nun mehr Mittel für den Bau von 
Bundesstraßen zur Verfügung. Für Maßnahmen aus dem Bedarfsplan sind im nächsten Jahr 
Ausgaben in Höhe von 907,26 Millionen Euro vorgesehen, 225 Millionen Euro mehr als im 
Regierungsentwurf. Für die Investitionen der Autobahn GmbH sollen 2026 4,26 Milliarden Euro 
und damit 250 Millionen Euro mehr fließen, die Verpflichtungsermächtigung fällt mit 7,41 Milli-
arden Euro um 450 Millionen Euro höher aus als im Regierungsentwurf. Mit dem Mittelauf-
wuchs sollen laut Begründung jeweils baureife und planfestgestellte Projekte umgesetzt wer-
den. Finanziert wird die Verlagerung zum Bau durch Einsparungen im Erhaltungstitel für Bun-
desstraßen. Dieser fällt mit 937,39 Millionen Euro deutlich um 450 Millionen Euro geringer aus 
als im Regierungsentwurf. Die Verpflichtungsermächtigung wurde in derselben Höhe auf 1,01 
Milliarden Euro reduziert. Fünf Millionen Euro weniger und damit drei Millionen Euro stehen im 
kommenden Jahr für Bau und Erhaltung von Verkehrseinrichtungen und Verkehrsanlagen zur 
Verfügung, die Verpflichtungsermächtigung wurde um 21,5 Millionen Euro ebenfalls auf drei 
Millionen Euro gekürzt. Im Gegenzug gab es allerdings Erhöhungen und Anpassungen von 
Erhaltungs-Titeln im Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (im Folgenden: SVIK). 
 
Der Bundeshaushalt 2026 und die Beschlüsse zur Mittelverwendung im SVIK werden wie der 
Bundeshaushalt 2025 wie folgt bewertet: 
 

1. Auch wenn die Bundesregierung formal die Vorgaben zur Verwendung der Extraschul-
den aus dem SVIK einhält, wird fast die Hälfte der Mittel des SVIK nicht zusätzlich ein-
gesetzt. Nur jede dritte Milliarde Euro aus dem Sondervermögen kommt zusätzlich im 
Verkehrshaushalt an. Die Investitionsquote zur Bemessung der „Zusätzlichkeit“ von min-
destens 10% im Kernhaushalt ist zudem zu niedrig angesetzt, sach- und bedarfsgerecht 
wäre eine solche von 15% gewesen.  
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2. Wie auch das Deutsche Verkehrsforum sind wir der Meinung, dass Strukturreformen bei 
der Finanzierung sowie den Zielbildern und Infrastrukturplänen dringend geboten sind. 
Für alle Verkehrsträger liegen zwar laut Koalitionsvertrag bereits Konzepte vor. Zielbilder 
und Infrastrukturpläne müssen aber entwickelt und Finanzmittel langfristig über Mehr-
jährigkeit und Fondskonzepte gesichert werden. Für die Bundesfernstraßen geht es um 
direkte Mittelzuweisungen und die Kreditfähigkeit der Autobahn-GmbH, bei der Schiene 
stehen Infraplan und Schieneninfrastrukturfonds an. Die Wasserstraße braucht zudem 
einen durchfinanzierten Finanzierungs- und Realisierungsplan. Ebenso muss eine Lö-
sung für die Hafeninfrastrukturen gefunden werden. 

 
Insofern begrüßt der VVWL grundsätzlich die im Antrag 18/15914 unter III. Beschluss-
fassung formulierten Beauftragungen an die Landesregierung.  

 
3. Bei einer festgestellten Finanzierungslücke von 15 Milliarden Euro allein bei den Bun-

desfernstraßen bis 2029 (Unterfinanzierung der Autobahn GmbH) erscheinen auch die 
hierfür vorgesehenen zusätzlichen drei Milliarden Euro Finanzmittel gemessen am Be-
darf als bezogen auf den Zeitraum noch unzureichend. 

 
Eine wesentliche Forderung des VVWL wie seiner Bundesverbände ist in diesem Zu-
sammenhang zudem die Sicherstellung des Prinzips „Straße finanziert Straße“. Im Rah-
men der am 13.11.2025 vom Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages be-
schlossenen Novellierung des Bundesfernstraßenmautgesetzes (Mautbefreiung emissi-
onsfreie Fahrzeuge bis 30.06 2031) gab es zwar eine Erneuerung des auch im Koaliti-
onsvertrag geäußerten politischen Bekenntnisses zum Finanzierungskreislauf Straße, 
das Prinzip soll aber erst in „einem weiteren Gesetzgebungsverfahren“ umgesetzt wer-
den. 

 
NRW hat einen überproportionalen Bedarf an Instandhaltung und Ausbau der Bundes-
verkehrswege. Während z.B. im Bundesdurchschnitt 18,5 % der Autobahnbrücken sa-
nierungsbedürftig sind, liegt dieser Wert in NRW bei alarmierenden 30,1 %. Der VVWL 
hat daher schon seit Langem die Forderung unterstützt, NRW überproportional am Son-
dervermögen zu beteiligen - wegen des hohen Bedarfs und der zentralen Funktion für 
die gesamte deutsche und europäische Wirtschaft (vgl. z.B. Stellungnahme VVWL vom 
30.07.2025 zum Antrag FDP-Fraktion 18/14532 vom 01.07.2025). Ob diesem im Bun-
deshaushalt und SVIK gerecht geworden wurde und wird, bleibt fraglich, obgleich immer 
wieder betont wird, dass die Autobahn GmbH bedarfsorientiert und nicht nach Verteilun-
gen wie etwa dem „Königsteiner Schlüssel“ agiere und agieren werde. Erste Aussagen 
aus der Autobahn GmbH sind hier, dass in Bezug auf die Bundesautobahnen (bedarfs-
orientiert) 2026 ein großer Teil des SVIK nach NRW kommen werde. Dessen ungeachtet 
sollte hier das Land NRW weiterhin daran arbeiten, dass es gerade für Straßen und 
Brücken zu einer faktisch gegenüber dem „Königsteiner Schlüssel“ (ca. 21%) deutlich 
höheren Verteilung der Mittel des SVIK auf NRW kommt. 

 
4. Die Nicht-Berücksichtigung von Binnenschifffahrt und Häfen im SVIK ist angesichts des 

kritischen Zustands der Wasserstraßen- unverständlich. Wie bereits die ISW (Initiative 
System Wasserstraße), deren Mitglied der VVWL ist, feststellte, sind die Bundeswasser-
straßen im Haushaltsentwurf für 2026 und in der mittelfristigen Finanzplanung deutlich 
unterfinanziert. Laut einem internen Papier des Verkehrsministeriums, das der Initiative 
System Wasserstraße (ISW) vorliegt, stehen im Gesamtzeitraum statt der benötigten 
10,1 Mrd. Euro nur 7,3 Mrd. Euro zur Verfügung. Das reicht nach Einschätzung der ISW 
nicht einmal aus, um für absehbar baureife Ersatzneubauten und Generalsanierungen 
von überalterten Schleusen die Vergabeverfahren einzuleiten. Das gleiche gilt für 
Wehre, die obendrein eine wichtige Rolle beim Hochwasserschutz spielen und bei deren 
Versagen das Leben der Flussanrainer gefährdet ist. Laut Papier sind von 319 
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Schleusen 137 in nicht ausreichendem bzw. ungenügendem Zustand, von den 295 
Wehranlagen sind 71 in nicht ausreichendem bzw. ungenügendem Zustand. Wesentli-
che Bedarfe liegen dabei in NRW. Perspektivisch kann diese Situation gerade für das 
Wasserstraßenland Nr. 1 NRW nicht das letzte Wort sein. Demnach ist hier noch politi-
sche Arbeit des Landes und weiterer Stakeholder gefragt. 

Bundeshaushalt, SVIK und NRW-Anteil 

Inzwischen wurde das Länder- und Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz – LuKIFG am 
23.10. im Bundesgesetzblatt Teil 1 veröffentlicht. Hier wird die Aufteilung der 100 Mrd. Euro 
„Länderanteil“ am SVIK zur Finanzierung von Sachinvestitionen in Infrastruktur, soweit sie in 
die Aufgabenzuständigkeit der Länder und Kommunen fällt, geregelt. Für NRW ergibt sich 
hieraus ein Anteil von 21,1 Mrd. Euro an den insgesamt 100 Mrd. Euro über 12 Jahre ab 2025. 

Mit Drs. 18/16303 vom 04.11.2025 hat die Landesregierung einen Gesetzesentwurf zum Ge-
setz über den Nordrhein-Westfalen-Plan für gute Infrastruktur 2025 bis 2036 (NRW-Infra-
strukturgesetz 2025 bis 2036) vorgelegt. Zentraler Inhalt ist die Umsetzung des auf NRW ent-
fallenden Anteil an den Länder-Finanzmitteln aus dem Sondervermögen Verkehr und Klima-
schutz.  

Die Aufteilung der 21,1 Mrd. Euro über den Zeitraum 2025 bis 2036 (= 12 Jahre) ist wie folgt: 

1. 10,0 Mrd. Euro (= 60%) zur Erfüllung kommunaler Aufgaben; 
2. 2,696 Mrd. Euro Investitionsmittel für Kommunen für die Aufstockung von bestehenden 

oder für neue kommunale Förderprogramme des Landes; 
3. 8,4 Mrd. Euro Investitionsmittel für Sachinvestitionen des Landes. 

Grundsätzlich sind diese zusätzlichen Mittel für NRW zu begrüßen und schon recht beachtlich. 
Von den 10,0 Mrd. Euro (= 60%) zur Erfüllung kommunaler Aufgaben entfallen lt. Gesetzesent-
wurf in Summe 30% = 3 Mrd. Euro auf die vier Sachbereiche Verkehrsinfrastruktur, Digitale 
Resilienz, Sportinfrastruktur und Öffentliche Sicherheit/Krisenresilienz. 50% der Position ent-
fallen auf Bildungs- und Betreuungseinrichtungen, 20% auf die Sanierung von Liegenschaften, 
etwa in energetischer Hinsicht, und Maßnahmen, die den Zielen Klimaschutz und Klimafolgen-
anpassung dienen. Bei allem Verständnis für den Mittelbedarf der genannten anderen Berei-
che wäre hier ein spürbar höherer Anteil für Investitionen in die auch in kommunaler Ebene 
bezüglich z.B. Brücken und Straßen in relevanten Teilen marode Verkehrsinfrastruktur zweck-
mäßig. Die tatsächliche Entscheidung, für welche der dort vier Sachgebiete einschließlich der 
Verkehrsinfrastruktur die Kommunen und Kreise dann die 3 Mrd. Euro tatsächlich verwenden, 
liegt zudem nach Auskunft der Landesregierung alleine auf kommunaler Ebene. Insofern bleibt 
noch offen, wie hoch hier dann tatsächlich die Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur sein 
werden. 

Gemäß Gesetzesentwurf sollen von den 8,4 Mrd. Euro Investitionsmittel für Sachinvestitionen 
des Landes 18% = 1,5 Mrd. Euro auf Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur entfallen (jähr-
lich bis 2036 = 125 Mio. Euro). Zudem ist zu vermuten, dass von den angesetzten 1,3 Mrd. 
Euro für Investitionen in digitale Resilienz und Digitalisierung auch noch manches Verkehrsin-
frastrukturprojekt profitieren kann. Auch hier gilt aber insgesamt: Bei allem Verständnis für den 
Mittelbedarf der in § 3 genannten acht anderen Bereiche wäre hier ein spürbar höherer Anteil 
für Investitionen in die auch auf Landes-Ebene bezüglich z.B. Brücken und Straßen in rele-
vanten Bereichen marode Verkehrsinfrastruktur zweckmäßig. 

Düsseldorf / Münster, 26.11.2025 
Verband Verkehrswirtschaft und Logistik Nordrhein-Westfalen e.V. (VVWL) 


